
TEXTGEGENÜBERSTELLUNG 

Entwurf einer Änderung der NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976, LGBl. 2400 
(GBDO-Novelle 2020) und des NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes 1976, LGBl. 2420 

NÖ Hinweisgeberschutz-Begleitgesetz Gemeindedienstrecht 
 

Artikel 1  
Änderung der NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 37 GBDO: § 37 GBDO: 

§ 37 
Dienstweg, Meldepflichten und Schutz vor Benachteiligung 

 
(1) Die Gemeindebeamten haben Ansuchen und Beschwerden betreffend das 
Dienstverhältnis im Dienstwege einzubringen. Rechtsmittel sind jedoch 
unmittelbar beim Bürgermeister einzubringen. Jeder Gemeindebeamte hat das 
Recht, zur Unterstützung seiner dienstlichen Schritte die Personalvertretung 
oder die Gewerkschaft in Anspruch zu nehmen. 
 
(2) Wird dem Beamten in Ausübung seines Dienstes der begründete Verdacht 
einer von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren Handlung 
bekannt, die den Wirkungsbereich der Dienststelle betrifft, der er angehört, so 
hat er dies unverzüglich dem Dienststellenleiter zu melden. 
 
(3) Keine Pflicht zur Meldung nach Abs. 2 besteht, wenn die Meldung eine 
amtliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit eines 
persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf. 
 
(4) Der Dienststellenleiter kann abweichend vom Abs. 3 eine Meldepflicht aus 
Gründen verfügen, die 

1. in der Person, auf die sich die amtliche Tätigkeit bezieht, oder 
2. in der amtlichen Tätigkeit selbst 

liegen. 
 
(5) Ein Gemeindebeamter, der gemäß Abs. 2 im guten Glauben den 
begründeten Verdacht einer in § 4 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die 
Einrichtung und Organisation des Bundesamts zur Korruptionsprävention und 

§ 37 
Dienstweg, Meldepflichten und Schutz vor Benachteiligung 

 
(1) Die Gemeindebeamten haben Ansuchen und Beschwerden betreffend das 
Dienstverhältnis im Dienstwege einzubringen. Rechtsmittel sind jedoch 
unmittelbar beim Bürgermeister einzubringen. Jeder Gemeindebeamte hat das 
Recht, zur Unterstützung seiner dienstlichen Schritte die Personalvertretung 
oder die Gewerkschaft in Anspruch zu nehmen. 
 
(2) Wird dem Beamten in Ausübung seines Dienstes der begründete Verdacht 
einer von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren Handlung 
bekannt, die den Wirkungsbereich der Dienststelle betrifft, der er angehört, so 
hat er dies unverzüglich dem Dienststellenleiter zu melden. 
 
(3) Keine Pflicht zur Meldung nach Abs. 2 besteht, wenn die Meldung eine 
amtliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit eines 
persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf. 
 
(4) Der Dienststellenleiter kann abweichend vom Abs. 3 eine Meldepflicht aus 
Gründen verfügen, die 

3. in der Person, auf die sich die amtliche Tätigkeit bezieht, oder 
4. in der amtlichen Tätigkeit selbst 

liegen. 
 
(5) Ein Gemeindebeamter, der gemäß Abs. 2 im guten Glauben den 
begründeten Verdacht einer in § 4 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die 
Einrichtung und Organisation des Bundesamts zur Korruptionsprävention und 
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Korruptionsbekämpfung genannten strafbaren Handlung meldet, darf durch 
den Dienstgeber als Reaktion auf eine solche Meldung nicht benachteiligt 
werden. 
 
(6) Gemeindebeamte, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit im Sinne des Art. 
45 AEUV und Art. 1 bis 10 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union, ABl. L 141 vom 
27.05.2011, S. 1, in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2016/589 ABl. L 
107 vom 22.04.2016, S. 1, Gebrauch machen, dürfen als Reaktion auf eine 
Beschwerde wegen einer Verletzung der durch die Freizügigkeit gemäß Art. 
45 AEUV, Art. 1 bis 10 Verordnung (EU) 492/2011 und Art. 1 Richtlinie 
2014/54/EU gewährten Rechte oder wegen der Einleitung eines Verfahrens 
zur Durchsetzung dieser Rechte durch den Dienstgeber nicht benachteiligt 
werden. 
 

Korruptionsbekämpfung genannten strafbaren Handlung meldet, darf durch 
den Dienstgeber als Reaktion auf eine solche Meldung nicht benachteiligt 
werden. 
 
(6) Gemeindebeamte, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit im Sinne des Art. 
45 AEUV und Art. 1 bis 10 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union, ABl. L 141 vom 
27.05.2011, S. 1, in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2016/589 ABl. L 
107 vom 22.04.2016, S. 1, Gebrauch machen, dürfen als Reaktion auf eine 
Beschwerde wegen einer Verletzung der durch die Freizügigkeit gemäß Art. 
45 AEUV, Art. 1 bis 10 Verordnung (EU) 492/2011 und Art. 1 Richtlinie 
2014/54/EU gewährten Rechte oder wegen der Einleitung eines Verfahrens 
zur Durchsetzung dieser Rechte durch den Dienstgeber nicht benachteiligt 
werden. 
 
(7) Gemeindebeamte, die entsprechend dem NÖ Hinweisgeberschutzgesetz, 
LGBl. Nr. XX/XXXX, oder nach gleichartigen österreichischen Rechtsvor-
schriften, die in Folge der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1937 (§ 162 Z 
14) erlassen wurden, im guten Glauben den begründeten Verdacht eines 
Verstoßes gegen das Unionsrecht melden oder offenlegen, dürfen durch den 
Dienstgeber als Reaktion auf eine solche Meldung oder Offenlegung nicht 
benachteiligt werden. In verwaltungsbehördlichen und gerichtlichen Verfahren, 
die sich auf eine von diesen Gemeindebeamten erlittene Benachteiligung 
beziehen und in denen die Gemeindebeamten geltend machen, diese 
Benachteiligung infolge ihrer Meldung oder der Offenlegung erlitten zu haben, 
wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass die Benachteiligung eine 
Repressalie für die Meldung oder Offenlegung war. 
 

§ 162 GBDO: § 162 GBDO: 

§ 162 
Umgesetztes Unionsrecht 

 
Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen Union 
umgesetzt: 
 
1. Richtlinie 91/533/EWG des Rates vom 14. Oktober 1991 über die Pflichten 

des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers über die für seinen 
Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis geltenden Bedingungen, ABl.Nr. 
L 288 vom 18. Oktober 1991, S. 32. 

2. Richtlinie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni 1996 zu der von UNICE, CEEP 
und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über Elternurlaub, ABl.Nr. 

§ 162 
Umgesetztes Unionsrecht 

 
Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen Union 
umgesetzt: 
 
1. Richtlinie 91/533/EWG des Rates vom 14. Oktober 1991 über die Pflichten 

des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers über die für seinen 
Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis geltenden Bedingungen, ABl.Nr. 
L 288 vom 18. Oktober 1991, S. 32. 

2. Richtlinie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni 1996 zu der von UNICE, CEEP 
und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über Elternurlaub, ABl.Nr. 
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L 145 vom 19. Juni 1996, S. 4. 
3. Richtlinie 97/81/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 zu der von 

UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über 
Teilzeitarbeit, ABl.Nr. L 14 vom 20. Jänner 1998, S. 9. 

4. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. November 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung, 
ABl.Nr. L 299 vom 18. November 2003, S. 97. 

5. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die 
Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen, ABl.Nr. L 16 vom 23. Jänner 2004, S. 44. 

6. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 
1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 
90/365/EWG und 93/96/EWG, ABl.Nr. L 229 vom 29. Juni 2004, S. 35. 

7. Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über die Bedingungen 
für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur 
Ausübung einer hochqualifizierten Beschäftigung, ABl.Nr. L 155 vom 18. 
Juni 2009, S. 17. 

8. Richtlinie 2011/98/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung 
einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie 
über ein gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, 
die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, ABl.Nr. L 343 vom 
23. Dezember 2011, S. 1. 

9. Richtlinie 2011/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Mai 2011 zur Änderung der Richtlinie 2003/109/EG des Rates zur 
Erweiterung ihres Anwendungsbereichs auf Personen, die internationalen 
Schutz genießen, ABl.Nr. L 132 vom 19. Mai 2011, S. 1. 

10. Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der 
sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie sowie zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates, ABl.Nr. L 335 
vom 17. Dezember 2011, S. 1 

11. Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder 

L 145 vom 19. Juni 1996, S. 4. 
3. Richtlinie 97/81/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 zu der von 

UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über 
Teilzeitarbeit, ABl.Nr. L 14 vom 20. Jänner 1998, S. 9. 

4. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. November 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung, 
ABl.Nr. L 299 vom 18. November 2003, S. 97. 

5. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die 
Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen, ABl.Nr. L 16 vom 23. Jänner 2004, S. 44. 

6. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 
1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 
90/365/EWG und 93/96/EWG, ABl.Nr. L 229 vom 29. Juni 2004, S. 35. 

7. Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über die Bedingungen 
für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur 
Ausübung einer hochqualifizierten Beschäftigung, ABl.Nr. L 155 vom 18. 
Juni 2009, S. 17. 

8. Richtlinie 2011/98/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung 
einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie 
über ein gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, 
die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, ABl.Nr. L 343 vom 
23. Dezember 2011, S. 1. 

9. Richtlinie 2011/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Mai 2011 zur Änderung der Richtlinie 2003/109/EG des Rates zur 
Erweiterung ihres Anwendungsbereichs auf Personen, die internationalen 
Schutz genießen, ABl.Nr. L 132 vom 19. Mai 2011, S. 1. 

10. Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der 
sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie sowie zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates, ABl.Nr. L 335 
vom 17. Dezember 2011, S. 1 

11. Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder 
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für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu 
gewährenden Schutzes, ABl.Nr. L 337 vom 20. Dezember 2011, S. 9. 

12. Richtlinie 2013/25/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur Anpassung 
bestimmter Richtlinien im Bereich des Niederlassungsrechts und des 
freien Dienstleistungsverkehrs aufgrund des Beitritts der Republik 
Kroatien, ABl.Nr. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 368. 

13. Richtlinie 2014/54/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. April 2014 über Maßnahmen zur Erleichterung der Ausübung der 
Rechte, die Arbeitnehmern im Rahmen der Freizügigkeit zustehen, ABl. L 
128 vom 30. April 2014, S. 8. 

 

für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu 
gewährenden Schutzes, ABl.Nr. L 337 vom 20. Dezember 2011, S. 9. 

12. Richtlinie 2013/25/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur Anpassung 
bestimmter Richtlinien im Bereich des Niederlassungsrechts und des 
freien Dienstleistungsverkehrs aufgrund des Beitritts der Republik 
Kroatien, ABl.Nr. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 368. 

13. Richtlinie 2014/54/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. April 2014 über Maßnahmen zur Erleichterung der Ausübung der 
Rechte, die Arbeitnehmern im Rahmen der Freizügigkeit zustehen, ABl. L 
128 vom 30. April 2014, S. 8. 

14. Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2019 zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das 
Unionsrecht melden, ABl.Nr. L 305 vom 26. November 2019, S. 17. 

 

 
Artikel 2  

Änderung des NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes 1976 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 6c GVBG: § 6c GVBG: 

§ 6c 
Dienstweg, Anzeigepflicht, Schutz vor Benachteiligung 

 
(1) Die Vertragsbediensteten haben Ansuchen und Beschwerden betreffend 
das Dienstverhältnis im Dienstwege einzubringen. Der Dienststellenleiter ist 
verpflichtet, alle Anbringen unverzüglich an die zuständige Stelle 
weiterzuleiten. 
 
(2) Der Vertragsbedienstete hat alle für das Dienstverhältnis bedeutsamen 
Umstände innerhalb eines Monats anzuzeigen. Der Anzeigepflicht unterliegen 
insbesondere der Wechsel der Wohnung, die Änderung des Familienstandes, 
jede Veränderung seiner Staatsbürgerschaft oder Staatsangehörigkeit, der 
Nachweis der Begünstigung nach § 14 Abs. 1 oder 2 des 
Behinderteneinstellungsgesetzes sowie alle Tatsachen, die für den Anfall, die 
Änderung oder die Einstellung der Kinderzulage erheblich sind. 
 
(3) Wird dem Vertragsbediensteten in Ausübung seines Dienstes der 
begründete Verdacht einer von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich 
strafbaren Handlung bekannt, die den Wirkungsbereich der Dienststelle 
betrifft, der er angehört, so hat er dies unverzüglich dem Dienststellenleiter zu 

§ 6c 
Dienstweg, Anzeigepflicht, Schutz vor Benachteiligung 

 
(1) Die Vertragsbediensteten haben Ansuchen und Beschwerden betreffend 
das Dienstverhältnis im Dienstwege einzubringen. Der Dienststellenleiter ist 
verpflichtet, alle Anbringen unverzüglich an die zuständige Stelle 
weiterzuleiten. 
 
(2) Der Vertragsbedienstete hat alle für das Dienstverhältnis bedeutsamen 
Umstände innerhalb eines Monats anzuzeigen. Der Anzeigepflicht unterliegen 
insbesondere der Wechsel der Wohnung, die Änderung des Familienstandes, 
jede Veränderung seiner Staatsbürgerschaft oder Staatsangehörigkeit, der 
Nachweis der Begünstigung nach § 14 Abs. 1 oder 2 des 
Behinderteneinstellungsgesetzes sowie alle Tatsachen, die für den Anfall, die 
Änderung oder die Einstellung der Kinderzulage erheblich sind. 
 
(3) Wird dem Vertragsbediensteten in Ausübung seines Dienstes der 
begründete Verdacht einer von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich 
strafbaren Handlung bekannt, die den Wirkungsbereich der Dienststelle 
betrifft, der er angehört, so hat er dies unverzüglich dem Dienststellenleiter zu 
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melden. 
 
(4) Keine Pflicht zur Meldung nach Abs. 3 besteht, wenn die Meldung eine 
amtliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit eines 
persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf. 
 
(5) Der Dienststellenleiter kann abweichend vom Abs. 4 eine Meldepflicht aus 
Gründen verfügen, die 

1. in der Person, auf die sich die amtliche Tätigkeit bezieht, oder 
2. in der amtlichen Tätigkeit selbst 

liegen. 
 
(6) Ein Vertragsbediensteter, der gemäß Abs. 3 im guten Glauben den 
begründeten Verdacht einer in § 4 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die 
Einrichtung und Organisation des Bundesamts zur Korruptionsprävention und 
Korruptionsbekämpfung genannten strafbaren Handlung meldet, darf durch 
den Dienstgeber als Reaktion auf eine solche Meldung nicht benachteiligt 
werden. 
 
(7) Vertragsbedienstete, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit im Sinne des 
Art. 45 AEUV und Art. 1 bis 10 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union, ABl. L 141 vom 
27.05.2011, S. 1, in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2016/589 ABl. L 
107 vom 22.04.2016, S. 1, Gebrauch machen, dürfen als Reaktion auf eine 
Beschwerde wegen einer Verletzung der durch die Freizügigkeit gemäß Art. 
45 AEUV, Art. 1 bis 10 Verordnung (EU) 492/2011 und Art. 1 Richtlinie 
2014/54/EU gewährten Rechte oder wegen der Einleitung eines Verfahrens 
zur Durchsetzung dieser Rechte durch den Dienstgeber nicht benachteiligt 
werden. 
 

melden. 
 
(4) Keine Pflicht zur Meldung nach Abs. 3 besteht, wenn die Meldung eine 
amtliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit eines 
persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf. 
 
(5) Der Dienststellenleiter kann abweichend vom Abs. 4 eine Meldepflicht aus 
Gründen verfügen, die 

3. in der Person, auf die sich die amtliche Tätigkeit bezieht, oder 
4. in der amtlichen Tätigkeit selbst 

liegen. 
 
(6) Ein Vertragsbediensteter, der gemäß Abs. 3 im guten Glauben den 
begründeten Verdacht einer in § 4 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die 
Einrichtung und Organisation des Bundesamts zur Korruptionsprävention und 
Korruptionsbekämpfung genannten strafbaren Handlung meldet, darf durch 
den Dienstgeber als Reaktion auf eine solche Meldung nicht benachteiligt 
werden. 
 
(7) Vertragsbedienstete, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit im Sinne des 
Art. 45 AEUV und Art. 1 bis 10 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union, ABl. L 141 vom 
27.05.2011, S. 1, in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2016/589 ABl. L 
107 vom 22.04.2016, S. 1, Gebrauch machen, dürfen als Reaktion auf eine 
Beschwerde wegen einer Verletzung der durch die Freizügigkeit gemäß Art. 
45 AEUV, Art. 1 bis 10 Verordnung (EU) 492/2011 und Art. 1 Richtlinie 
2014/54/EU gewährten Rechte oder wegen der Einleitung eines Verfahrens 
zur Durchsetzung dieser Rechte durch den Dienstgeber nicht benachteiligt 
werden. 
 
(8) Die Bestimmung des § 37 Abs. 7 der GBDO über ein Benachteiligungs-
verbot im Zuge von Meldungen oder Offenlegungen entsprechend dem 
NÖ Hinweisgeberschutzgesetz, LGBl. Nr. XX/XXXX, oder nach gleichartigen 
österreichischen Rechtsvorschriften, die in Folge der Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2019/1937 (§ 53 Z 17) erlassen wurden, findet auf Vertragsbedienstete 
nach diesem Gesetz sinngemäß Anwendung. 
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§ 162 GVBG: § 162 GVBG: 

§ 53 
Umgesetztes Unionsrecht 

 
Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen Union 
umgesetzt: 
1. Richtlinie 91/533/EWG des Rates vom 14. Oktober 1991 über die Pflichten 

des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers über die für seinen 
Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis geltenden Bedingungen, ABl.Nr. 
L 288 vom 18. Oktober 1991, S. 32. 

2. Richtlinie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni 1996 zu der von UNICE, CEEP 
und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über Elternurlaub, ABl.Nr. 
L 145 vom 19. Juni 1996, S. 4. 

3. Richtlinie 97/81/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 zu der von 
UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über 
Teilzeitarbeit, ABl.Nr. L 14 vom 20. Jänner 1998, S. 9. 

4. Richtlinie 99/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB-UNICE-
CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverträge, ABl.Nr. L 175 
vom 10. Juli 1999, S. 43. 

5. Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 12. März 2001 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen 
der Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder 
Betriebsteilen, ABl.Nr. L 082 vom 22. März 2001, S. 16. 

6. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. November 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung, 
ABl.Nr. L 299 vom 18. November 2003, S. 97. 

7. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die 
Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen, ABl.Nr. L 16 vom 23. Jänner 2004, S. 44. 

8. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/ 
68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 
90/365/EWG und 93/96/EWG, ABl.Nr. L 229 vom 29. Juni 2004, S. 35. 

9. Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über die Bedingungen 
für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur 
Ausübung einer hochqualifizierten Beschäftigung, ABl.Nr. L 155 vom 18. 
Juni 2009, S. 17. 

§ 53 
Umgesetztes Unionsrecht 

 
Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen Union 
umgesetzt: 
1. Richtlinie 91/533/EWG des Rates vom 14. Oktober 1991 über die Pflichten 

des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers über die für seinen 
Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis geltenden Bedingungen, ABl.Nr. 
L 288 vom 18. Oktober 1991, S. 32. 

2. Richtlinie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni 1996 zu der von UNICE, CEEP 
und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über Elternurlaub, ABl.Nr. 
L 145 vom 19. Juni 1996, S. 4. 

3. Richtlinie 97/81/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 zu der von 
UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über 
Teilzeitarbeit, ABl.Nr. L 14 vom 20. Jänner 1998, S. 9. 

4. Richtlinie 99/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB-UNICE-
CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverträge, ABl.Nr. L 175 
vom 10. Juli 1999, S. 43. 

5. Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 12. März 2001 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen 
der Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder 
Betriebsteilen, ABl.Nr. L 082 vom 22. März 2001, S. 16. 

6. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. November 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung, 
ABl.Nr. L 299 vom 18. November 2003, S. 97. 

7. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die 
Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen, ABl.Nr. L 16 vom 23. Jänner 2004, S. 44. 

8. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/ 
68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 
90/365/EWG und 93/96/EWG, ABl.Nr. L 229 vom 29. Juni 2004, S. 35. 

9. Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über die Bedingungen 
für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur 
Ausübung einer hochqualifizierten Beschäftigung, ABl.Nr. L 155 vom 18. 
Juni 2009, S. 17. 
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10. Richtlinie 2011/98/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung 
einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie 
über ein gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, 
die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, ABl.Nr. L 343 vom 
23. Dezember 2011, S. 1. 

11. Richtlinie 2011/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Mai 2011 zur Änderung der Richtlinie 2003/109/EG des Rates zur 
Erweiterung ihres Anwendungsbereichs auf Personen, die internationalen 
Schutz genießen, ABl.Nr. L 132 vom 19. Mai 2011, S. 1. 

12. Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder 
für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu 
gewährenden Schutzes, ABl.Nr. L 337 vom 20. Dezember 2011, S. 9. 

13. Richtlinie 2013/25/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur Anpassung 
bestimmter Richtlinien im Bereich des Niederlassungsrechts und des 
freien Dienstleistungsverkehrs aufgrund des Beitritts der Republik 
Kroatien, ABl.Nr. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 368. 

14. Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der 
sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie sowie zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates, ABl.Nr. L 335 
vom 17. Dezember 2011, S. 1 

15. Richtlinie 2014/54/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. April 2014 über Maßnahmen zur Erleichterung der Ausübung der 
Rechte, die Arbeitnehmern im Rahmen der Freizügigkeit zustehen, ABl. L 
128 vom 30. April 2014, S. 8. 

16. Richtlinie 2016/801/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Mai 2016 über die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt 
von Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder Studienzwecken, zur 
Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme an einem 
Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben 
und zur Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit, ABl. L 132 vom 21. Mai 2016, 
S. 21. 

 

10. Richtlinie 2011/98/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung 
einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie 
über ein gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, 
die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, ABl.Nr. L 343 vom 
23. Dezember 2011, S. 1. 

11. Richtlinie 2011/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Mai 2011 zur Änderung der Richtlinie 2003/109/EG des Rates zur 
Erweiterung ihres Anwendungsbereichs auf Personen, die internationalen 
Schutz genießen, ABl.Nr. L 132 vom 19. Mai 2011, S. 1. 

12. Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder 
für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu 
gewährenden Schutzes, ABl.Nr. L 337 vom 20. Dezember 2011, S. 9. 

13. Richtlinie 2013/25/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur Anpassung 
bestimmter Richtlinien im Bereich des Niederlassungsrechts und des 
freien Dienstleistungsverkehrs aufgrund des Beitritts der Republik 
Kroatien, ABl.Nr. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 368. 

14. Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der 
sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie sowie zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates, ABl.Nr. L 335 
vom 17. Dezember 2011, S. 1 

15. Richtlinie 2014/54/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. April 2014 über Maßnahmen zur Erleichterung der Ausübung der 
Rechte, die Arbeitnehmern im Rahmen der Freizügigkeit zustehen, ABl. L 
128 vom 30. April 2014, S. 8. 

16. Richtlinie 2016/801/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Mai 2016 über die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt 
von Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder Studienzwecken, zur 
Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme an einem 
Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben 
und zur Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit, ABl. L 132 vom 21. Mai 2016, 
S. 21. 

17. Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2019 zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das 
Unionsrecht melden, ABl.Nr. L 305 vom 26. November 2019, S. 17. 


